
Landtag Mecklenburg-Vorpommern Schwerin, 11.11.2022 

8. Wahlperiode 
Agrarausschuss Telefon: (0385) 525-1560 
 Telefax: (0385) 525-1565 
 E-Mail: pa6mail@landtag-mv.de 

 
 
 
 
 
 

M I T T E I L U N G 
 

Die 24. Sitzung des Ausschusses für Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Umwelt 

(Agrarausschuss, 6. Ausschuss) 
findet am Mittwoch, den 23.11.2022, um 13:00 Uhr, 

in Schwerin, im Schloss, im Plenarsaal, statt. 
 
 
 
EINZIGER PUNKT DER TAGESORDNUNG 
 
 
Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und DIE LINKE 
Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der naturschutzrechtlichen 
Zuständigkeit zur Beschleunigung des Ausbaus der Windenergie in 
Mecklenburg-Vorpommern 
- Drucksache 8/1491 - 
 
Agrarausschuss (f) 
Finanzausschuss (m) 
Wirtschaftsausschuss (m) 
 
hier: öffentliche Anhörung 
hierzu: ADrs. 8/138 
 
 
 
 
 
Dr. Sylva Rahm-Präger 
Vorsitzende 
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Fragenkatalog 
 
 

1. Führt die Verlagerung von Zuständigkeiten von den Unteren Naturschutzbehörden 
(uNB) zu den Staatlichen Ämtern für Landwirtschaft und Umwelt (StÄLU) Ihrer 
Meinung nach zu einer Beschleunigung der Genehmigungsverfahren für Windkraft-
anlagen? 

a) Welches sind die Hauptgründe für die bisherigen Verzögerungen von Stellung-
nahmen der uNB? 

b) Welches sind die Gründe für häufig hohe Auflagen oder Ablehnungen für bzw. 
von Genehmigungsanträgen für die Errichtung von Windkraftanlagen? 

c) Sind es ausschließlich Verzögerungen im Bereich der naturschutzfachlichen und 
-rechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen, die zu einer Gesamtverzögerung 
der Genehmigungsverfahren führen oder gibt es nach Ihrer Kenntnis weitere 
Hindernisse? 

2. Welche Regelungen in der Vergangenheit haben zur deutlichen Verlängerung der 
Bearbeitungszeit von Stellungnahmen und höheren Anforderungen geführt? 

3. Kommt es in anderen für die Errichtung von Windkraftanlagen wichtigen Bereichen, 
zum Beispiel beim Netzausbau, ebenfalls zu Verzögerungen und wenn ja, sind hier 
Naturschutzbelange entscheidend oder gibt es weitere Umstände, die zu einer 
Verzögerung führen und wenn ja, welche? 

4. Wie ist die Zuständigkeit für Bewertung naturschutzfachlicher Unterlagen im 
Rahmen von BImSchG-Genehmigungsverfahren in anderen Bundesländern 
organisiert? 

5. Welche weiteren Maßnahmen des Landes (z. B. im Denkmalschutz), nicht nur 
bezogen auf die naturschutzfachlichen und -rechtlichen Rahmenbedingungen, 
könnten Ihrer Meinung nach eine Beschleunigung der Genehmigungsverfahren und 
Errichtung von Windkraftanlagen bewirken? 

6. Wie bewerten Sie den vorliegenden Gesetzentwurf hinsichtlich des angestrebten 
Zeitpunkts des Inkrafttretens unter dem Aspekt, dass Personal für die in den StÄLU 
nach diesem Gesetzentwurf zu besetzenden Stellen gefunden werden muss? 

7. Wie bewerten Sie die Möglichkeit, externe Gutachter für die zukünftig durch die neu 
in den StÄLU anzustellenden Mitarbeiter geleisteten Aufgaben heranzuziehen? 

8. Wie bewerten Sie die Möglichkeit, das in Frage 2 genannte Vorgehen auch generell 
stärker anzuwenden und wie schätzen Sie dabei die Wahrscheinlichkeit ein, dass 
die Antragsteller zur Errichtung einer Windenergieanlage die zusätzlich ent-
stehenden Kosten übernehmen, wenn dadurch eine erhebliche zeitliche Straffung 
des Genehmigungsverfahrens möglich ist? 

9. Wie bewerten Sie die Gefahr, dass die Mitarbeiter, die aktuell in den unteren 
Naturschutzbehörden für die naturschutzrechtlichen Aspekte des Genehmigungs-
verfahrens einer Windenergieanlage zuständig sind, sich auf die angedachten 
Stellen in den StÄLU bewerben und somit ein weiter ansteigender Personalbedarf 
in den unteren Naturschutzbehörden entsteht? 

10. Wie hoch schätzen Sie die mögliche Zeitersparnis im Rahmen des Genehmigungs-
verfahrens einer Windenergieanlage durch die in diesem Gesetzentwurf ange-
dachten Maßnahmen ein? 

11. Wie bewerten Sie den vorliegenden Gesetzentwurf generell? (Gehen sie dabei bitte 
auf die für sie wichtigsten/entscheidenden Punkte als auch die generelle Eignung 
des Gesetzentwurfs für den angedachten Zweck ein.) 



12. Welche Auswirkungen des beschleunigten Windkraftausbaus erwarten Sie auf die 
heimische Fauna, insbesondere auf geschützte Vogel und Fledermausarten? 

13. Erwarten Sie, dass die Umsetzung des Gesetzes zu einer Verminderung des Arten-
schutzes führt? 

14. Welche Nachteile sehen Sie in der Übertragung naturschutzrechtlicher Zuständig-
keiten von den Naturschutzbehörden an die StÄLU? 

15. Wie bewerten Sie als Alternative die Schaffung zusätzlicher, zweckgebundener 
Stellen in den Naturschutzbehörden? 

16. Kann dieser Gesetzentwurf aus Ihrer Sicht zu einer Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren von Windenergieanlagen beitragen? Sehen Sie hierin für 
sich eine Verbesserung? 

17. Sehen Sie die naturschutzrechtlichen Belange im Genehmigungsverfahren durch 
die Änderungen der Zuständigkeiten ausreichend gewürdigt? 

18. Sehen Sie aus naturschutzfachlicher Sicht den dazu vorgesehenen Personal-
aufwuchs von insgesamt 30 Stellen bis Ende 2023 als ausreichend? 

19. Wie beurteilen Sie die Entlastung der kommunalen Verwaltung mit dieser Ver-
lagerung der Zuständigkeiten? 

20. Welche Vor- und Nachteile sehen Sie in dieser Zuständigkeitsverlagerung? 

21. Wie kann aus Ihrer Sicht eine weitere Beschleunigung von Genehmigungsverfahren 
für Windenergieanlagen erfolgen? Welche Möglichkeiten sehen Sie dazu beim 
Landesgesetzgeber? 

22. Inwieweit ist davon auszugehen, dass Genehmigungsverfahren im Bereich von 
Windkraftanlagen durch die oberste Umweltbehörde zügiger bearbeitet werden 
können, als durch die unteren Behörden?  

23. Welche Erkenntnisse liegen Ihnen über die Positionierung der Europäischen Union 
zu den Festlegungen im Wind an Landgesetz (überragendes öffentliches Interesse 
und im Interesse der öffentlichen Sicherheit) versus Vorgaben der FFH-und Vogel-
schutzrichtlinie vor?  

24. Welche Erkenntnisse liegen Ihnen aktuell über die Ausschreibungsergebnisse für 
Windenergieanlagen-Kapazitäten durch die Bundesregierung vor?  

25. Seitens der Landesregierung wurde angekündigt, das Gesetzgebungsverfahren bis 
zum Ende des Jahres abgeschlossen zu haben. Wie bewerten Sie diese Ver-
fahrensweise vor dem Hintergrund, dass Gesetze in einem geordneten Verfahren 
(zwei Lesungen plus Anhörung, nach Überweisung des Gesetzes ist der Landtag) 
erfolgen sollten?  

26. Für welche anderen Investitionsbereiche (Glasfaser-Ausbau, Verkehrsinfrastruktur) 
sieht die Landesregierung Beschleunigungsbedarfe?  

27. Wie sollen negative Auswirkungen des verstärkten Ausbaus von Windenergie-
anlagen an Land auf die Avifauna (Vogelwelt), die Preisgestaltung für Energie 
(steigendes Netzentgelt, steigende Redispatchkosten) und der Betroffenen künftig 
vermieden werden?  

28. Inwieweit sind die derzeitig in Mecklenburg-Vorpommern zur Verfügung stehenden 
Verteil- bzw. Übertragungsnetze in der Lage, zusätzliche Strommengen aus 
Windkraftanlagen kurzfristig aufzunehmen?  

29. Inwieweit erachten Sie die bisherigen Kriterien der Landesregierung zur Aus-
weisung von Eignungsgebieten für erneuerbaren Energieanlagen als ausreichend 
bzw. sehen Sie Änderungsbedarf? 

 


